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Unternehmensverantwortung
und Menschenrechte – zur Bedeutung

der sog. „Ruggie-Rules“
Kaum ein Tag vergeht, an dem nicht das
Thema Menschenrechte in die Medien
Eingang findet. Meist geht es dabei um
die „hohe Politik“. Immer h�ufiger m�s-
sen sich aber auch international t�tige
Unternehmen mit Fragen des Menschen-
rechtsschutzes auseinandersetzen.

F�r Unternehmen, denen eine Beteili-
gung an Menschenrechtsverletzungen
vorgeworfen wird, kann dies gravierende
Imageprobleme zur Folge haben. Dar-
�ber hinaus kann sich die Haftungsfrage
stellen: IndenUSAlaufenderzeitmehre-
re – auf das Alien Tort Statute, ein Gesetz
aus dem Jahre 1776, gest�tzte – Verfah-
ren gegen Unternehmen, denen eine Be-
teiligung an Menschenrechtsverletzun-
gen außerhalb der USA vorgeworfen
wird (dazu Reynolds/Zimmer, RIW
2112, 139). Auch in anderen L�ndern
sind gegen dort ans�ssige Unternehmen
vergleichbare Verfahren denkbar oder es
gibt sie bereits (etwa in den Niederlan-
den; so Saage-Maaß, Arbeitsbedingun-
gen in der globalen Zulieferungskette,
FES „Globale Politik“, 2011, 7). Wie
k�nnen sich Unternehmen hierauf ein-
stellen?

Vor etwa einem Jahr hat der Menschen-
rechtsrat der Vereinten Nationen (Hu-
man Rights Council, UNHCR) ein um-
fangreiches Regelwerk zum Schutz der
Menschenrechte beschlossen (www.bu
siness-humanrights.org/SpecialRepPor
tal/home). Diese „Guiding Principles on
Business and Human Rights“ sind das
Ergebnis eines mehrj�hrigen unter dem
Dach der Vereinten Nationen und der
Beteiligung internationaler Experten
durchgef�hrten Konsultations- und Be-
ratungsprozesses unter Leitung von
Professor Ruggie (daher „Ruggie-
Rules“),denderGeneralsekret�rderVer-
einten Nationen mit dieser Aufgabe be-
trauthatte.

Im ersten Teil richten sich die „Ruggie-
Rules“ an die Staaten als die in ihren Ge-
bieten und im Rahmen ihrer Jurisdiktion
f�r die Achtung der Menschenrechte pri-
m�r verantwortlichen V�lkerrechtssub-
jekte. Adressaten des zweiten Teils des
Regelwerkes sind dagegen Wirtschafts-
unternehmen, denen es – so heißt es im
Vorspann – obliegt, geltende Gesetze
und Menschenrechte zu respektieren
(„required to comply“).

Es ginge zu weit, vorliegend auf alle Ein-
zelheiten der „Ruggie-Rules“ zur Unter-
nehmensverantwortung einzugehen. Die
folgenden Ausf�hrungen sollen sich da-
her auf wesentliche Grundlinien der
„Ruggie-Rules“ hierzu beschr�nken.

Festzustellen ist zun�chst, dass die
„Ruggie-Rules“ die Verantwortung der
Unternehmen nicht auf deren „eigenes“
Verhalten (Rule 13 (a): „causing or con-
tributing to adverse human rights im-
pacts through their own activities“) be-
grenzt sehen. Die Verantwortung von
Unternehmen schließt – so Rule 13 (b) –
vielmehr auch die Vermeidung der Be-
eintr�chtigung von Menschenrechten
durch Dritte ein, mit denen die Unter-
nehmen Gesch�ftsbeziehungen unter-
halten, wenn die fraglichen Menschen-
rechtsverletzungen zu diesen Gesch�fts-
beziehungen in „direkter“ Verbindung
(„directly linked“) stehen. Diese Dritten
k�nnen Gesch�ftspartner, Einheiten in
der Wertsch�pfungskette bzw. staatliche
oder nicht-staatliche Organisationen
sein (Rule 13, commentary).

Dreh- und Angelpunkt der Unterneh-
mensverantwortung ist das Gebot der
Wahrung der erforderlichen Sorgfalt zur
Vermeidung von Menschenrechtsverlet-
zungen (Rule 17: „Human rights due
diligence“). Im Kern geht es hierbei dar-
um, dass die Unternehmen schon im
Vorfeld der Gefahr von Menschen-

rechtsverletzungen vorbeugen. Dazu
sollen sie eine Risikoabsch�tzung
durchf�hren (Rule 17 (a)) und auf deren
Ergebnisse entsprechend reagieren
(Rule 18). Zu den gebotenen Vorsorge-
maßnahmen geh�ren Verhaltensrichtli-
nien innerhalb der Unternehmen (Rule
16: „Policy commitment“), die interne

Aufgabenzuweisung (Rule 16 (e)), das
Erstellen und Einholen interner und ex-
terner Expertisen (Rule 18 (a)), das Ein-
beziehen der Ergebnisse dieser Erkennt-
nisse in die Entscheidungsprozesse
(Rule 19), Ergebniskontrollen (Rule 20)
und die Dokumentation dieses Verfah-
rens (Rule 21).

Die „Ruggie-Rules“ sind weder Gegen-
stand international bindender Konven-
tionen noch verbindlicher nationaler
Gesetze. Sie verweisen hinsichtlich
m�glicher haftungsrechtlicher Konse-
quenzen bei Verst�ßen gegen men-
schenrechtliche Sorgfaltspflichten auf
die nationalen Rechtsordnungen (Rule
12, commentary, Abs. 2; Rule 17, com-
mentary, letzter Absatz; Rule 25, com-
mentary, Abs. 2 und Abs. 4) und fordern
zugleich von den Staaten verbindliche
nationale Regeln zum Ausgleich von
Beeintr�chtigungen durch Menschen-
rechtsverletzungen (Rules 25 ff.). Dabei
gehen sie von einem weiten Menschen-
rechtsbegriff entsprechend den zentra-
len Menschenrechtskonventionen aus
(Rule 13).

Die Frage, ob bei der Pr�fung etwaiger
Haftungsanspr�che nach nationalem
Recht die „Ruggie-Rules“ unter dem
Gesichtspunkt einzuhaltender Sorgfalts-
pflichten zu ber�cksichtigen sind und
wie in diesem Zusammenhang der Kreis
deliktsrechtlich gesch�tzter Menschen-
rechte sowie relevanter Schutzgesetze
zu bestimmen ist, muss hier offenblei-
ben. Deutsche Entscheidungen dazu gibt
es noch nicht. In der Schweiz wird unter
Berufung auf ein Urteil des Schweizer
Bundesgerichts (BGE 136 IV 97 [Rap-
paz] 112) diskutiert, inwieweit die „Rug-
gie-Rules“ bei der Konkretisierung
rechtlicher Sorgfaltspflichten relevant
sind (www.humanrights.ch/de/themen-
dossiers, update 20. 5. 2012). So viel
l�sst sich prognostizieren: Unterneh-
men, die sich an die „Ruggie-Rules“ hal-
ten, d�rften auf der „sicheren Seite“
sein.
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